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II. Vermischtes. 



In wie weit sind Gesandte and andere diplomatische Vertreter 
den eigentlichen Staatsdienern gleich zu achten? 



Ein Fall am der Praxis. 



Durch ein Dekret vom 26. April 1833 wurde der Obrist a. D. von R. 
von dem verstorbenen Fürsten von S., nach der Pensionirung seines Vor- 
gängers des General - Majors von L., zum Minister -Residenten am königl. 
Preussischen Hofe ernannt, und demselben ein jährlicher Gehalt von 200 Rthlr. 
in Friedrichsd'or aus der Landschaftshasse bevrilligt. Dieser Gehalt wurde 
später durch Reskript vom 8. August 1837 um 100 Rthlr. in Friedrichsd'or, 
und durch ein neues Reskript vom 17. Dezember 1838 um weitere 100 Rthlr. 
in Prenss. Courant, sämmtlich aus derselben Landschaftshasse zu beziehen, 
von dem Fürsten vermehrt, und diese Vermehrungen erfolgten nach aus- 
drücklicher Angabe jener Reskripte, um Herrn von R. eine Anerkennung 
seiner bisherigen guten Geschäftsführung zu gewähren. Seit dem 1. Ja- 
nuar 1839 hatte derselbe sonach einen jährlichen Gehalt von 400 Rthlr,, wovon 
300 Rthlr. in Friedrichsd'or, 100 Rhtlr. in Preuss. Courant, in dreimonatlichen 
Fristen und gleichen Antheilen bezogen und dieselben bis Mitte des Jahres 
1848 wirklich au-sgezahlt erhalten. 

Durch ein Schreiben des regierenden Fürsten vom 29. Juni 1848 wurde 
Herr von R. seines Amtes als Minister -Resident enthoben und ihm zu- 
gleich bekannt gemacht, dass damit auch die Zahlung seines Gehaltes zu 
Ende gehe. Als Grund dieser Dienstenthebung wurden lediglich die veränderten 
Zeitverhältnisse angegeben, wonach eine Repräsentation des fraglichen Hofes 
in Berlin nicht mehr erforderlich sei , indem der Fürst zugleich den Wünschen 
seiner Unterthanen entgegen zu kommen glaube. Herr von R. wandle 
sich hierauf an den wirklichen Geheime -Rath C. und ersuchte denselben 
unter Bezugnahme darauf, dass in dem fürstlichen Schreiben vom 29. Juni 
der ihm ( v o n R.) zu gewährenden Pension keine Erwähnung geschehen 
sei, ihm die sich darauf beziehende Bestimmung mitzutbeilen. Von dem Geh. 
Rath C. aber erging die Antwort, dass sich die Staatsregierung ausser Stand 
gesetzt sehe, ihm eine Pension zu bewilligen. Dies gab die Veranlassung 
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zu einer Kla);e, worin Herr von R. unter Anführung der mitgetheilten That- 
sachen und mit Bezugnahme auf das deutsche Staatsrecht und das Landes- 
grundgesetz vom 24. Septbr. 1841, §. 73. 77. 79. die Staatsregierung zu S. 
belangt und den Antrag stellt zu erkennen: 

dass verklagte hohe Staatsregierung schuldig sei , ihm, dem Kläger, auch 
fernerhin vom 1. Juli 1848 ab auf seine Lebenszeit den ihm zugesicherten 
Gehalt von jährlich 400 Rthlr. und zwar 300 Rlhlr. in Friedrichsd'or und 
100 Rthlr. in Preuss. Courant, in dreimonatlichen Fristen und gleichen An- 
theilen aus der Hauptlandschaftskasse' zu bezahlen, den Verzug der Zahlung 
mit 5% zu vergütigen und alle Kosten des Prozesses allein zu tragen resp. 
zu erstatten. 

Nach beendigtem Verfahren wurde von der Juristenfakultät zu Breslau 
eine Entscheidung erlheilt , welche den Kläger mit seiner Klage abwies und 
diese Abweisung durch folgende Gründe motivirte : 

Was die Hauptsache selbst anbelangt , so kann zunächst die Frage ent- 
stehen, nach welchem Rechte der streitige Fall beurtheilt werden müsse? 
Der Kläger hat den ihm ertheilten Auftrag in Berlin angenommen , und dort 
ist also der Vertrag abgeschlossen worden. Hieraus könnte man folgern 
wollen, dass bei der Entscheidung des streitigen Falles auf das Preussische 
Recht zurückgegangen werden müsse. Allein mit Unrecht. Denn abgesehen 
von besonderen parlikularrechtlichen Vorschriften , welche dem Grundsatze 
locus regit actum eine bestimmte grössere oddr geringere Ausdehnung geben 
können , wie dies z. B. in der Preussischen Gesetzgebung geschieht (vgl. 
Allg. Preuss. Landr, Tbl. L Tit. 5. §. III), beruht die Anwendung jener Regel 
überall nur auf der Voraussetzung, dass die Parteien im Zweifel sich nach 
dem Rechte des Orts, wo sie das Geschäft vornehmen, richten wollen. Davon 
aber kann hier nicht die Rede sein, wo ein Privatmann den Auftrag eines 
souverninen Fürsten, ihn bei feinem andern gesandtschaftlich zu vertreten, 
angenommen , ersterer also damit sich offenbar auch dem Rechte unterworfen 
hat, von welchem aus jener Fürst ihn in eine Stellung zu sich setzte. Hieraus 
folgt also , dass nur das S . . ische Recht zu Grunde gelegt werden kann. 
Ferner ergiebt sich aus allgemeinen Rechtsregeln, dass der Fall nact dem 
Rechte, welches zur Zeit der Uebernahme des Postens galt, beurtheilt wer- 
den muss. In der Anwendung des Landesgrundgesetzes von 1841 auf den- 
selben würde eine Zurückbeziehung auf einen schon eingegangenen Vertrag 
und durch diesen bereits begründete Rechte liegen. Dafür aber Hesse sich 
gar kein triftiger Grund anführen, denn das Landesgrundgesetz hat keines- 
wegs die Natur einer blossen Deklaration des bisherigen Rechts , und natür- 
lich lässt sich von demselben, insofern es die Rechte der Diplomaten 
schlechter als bisher gestellt haben möchte, ebensowenig behaupten, dass 
es sich hier um an sich unsittliche, oder den Staat sonst wie gefährdende 
Zustände handelte, welche schon deshalb in ihren Wirkungen nach dem 
neueren Rechte beurtheilt werden müss'.en. Nur so weit dagegefi das Landes- 
grundgesetz den Beamten mehr Rechte als bisher beigelegt hat , muss es aller- 
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dings auch auf die zur Zelt seiner Emanirung bereits Angestellleo angewandt 
werden. 

Die Hauptfrage, um die es sich bei der Entscheidung des streitigen 
Falles handelt, ist unstreitig die: ob der Kläger durch den ihm übertragenen 
diplomatischen Posten ein eigentlicher S. . ischer Slaatsdiener geworden sei? 
Aus ihrer Beantwortung niuss sich nolbwendig alles Uebrige ergeben. 

Es bedarf hier keiuer weiteren Auseinandersetzung darüber, wie der 
BegrilT Staatsdienst (von J H. Boehmer mit aiministralio ofßciorum pit~ 
blicorum übersetzt), aus der Theorie des allgemeinen Staatsrechts nach und 
nach in das positive übergegangen ist. Im älteren Staatsrechte sprach man 
von kaiserlicher oder landesherrlicher Dienerschaft, obgleich es auch Reichs- 
und Kreisdiener gab, und mit den Begriffen Reichs- und Kreisdiensl schon 
eine höhere Staatsidee angekündigt wurde. Zugleich liegt es am Tage, dass 
die Bezeichnung Slaatsdiener oder Staatsbeamte statt landesherrlicher Diener 
nicht für einen blossen Namenstausch anzusehen ist , dieselbe vielmehr mit 
der ganzen Entwickelung des modernen organischen Staats in der genauesten 
Verbindung steht. Mit dem Vorwalten des persönlichen Elements in der 
Stellung des Dieners zu dem Landesherrn ( wobei man sich nur erinnern 
muss, dass der Ursprung dieser Verhältnisse in der alten Ministerialilät zu 
suchen ist), hing dann auch in früherer Zeit ein viel ausgedehnteres Recht 
der Fürsten in Betreff der Entlassung ihrer Diener zusammen. Die gemeine 
Rechtsansicht ging unleugbar seit dem früheren Mittelalter bis in die Mitte 
des vorigen Jahrhunderts dahin , dass es ein freies Recht des Fürsten sei, 
seine Diener zu entlassen, sobald er es für gut befinde, und zwar, wenn 
es aus gerechten Gründen und ohne besonders übernommene Verpflichtung 
geschah , in der Regel auch ohne dass denselben ein Recht auf Entschädigung 
wegen des ihnen dadurch entzogenen Gehalles eingeräumt wurde. Wie sich 
durch eint Menge von Zeugnissen nachweisen lässl, wurde die Clausel 
„ad beneplacilum" in einer jeden eoUalio ofßcii als stillschweigend mit 
enthalten angesehen , und indem der Fürst in Beziehung auf die causa re- 
vocationi» als judex et arbiler galt, ging die Meinung der angesehensten 
Rechtslehrer dahin, dass er zwar durch Ausübung seines Entlassungsrecht« 
eine Gewissenspflicht verletzen könne , einer wirklichen Rechtsverletzung 
aber sich nicht schuldig mache 'J. Seit aber an die Stelle des zunächst 
persönlichen fürstlichen Interesses das höhere objektive Staatsinteresse ge- 
treten, mithin die früheren landesherrlichen Diener in Staatsdiener über- 
gegangen sind ; seitdem sich mehr und mehr eine wahre Aemterhierarchie 
gebildet hat, deren einzelne Mitglieder sich durch eine besondere Vorbe- 
reitung für das betreffende Amt geschickt machen müssen und ihre Lebens- 
thätigkeit dann dem gemeinen Besten des Staats überhaupt in der Art zu 
widmen haben, dass die Begründung oder Fortsetzung eines andern Nahrungs- 



l) Man vergleiche die zAhlreiciien Nachweisungen bei J. H. Böhmer» Jus Meelet. 
frot. r. 37. } 77. ff. — Struben, Rechtliche Bedenken. Bd. 3. No. (44. 
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Standes nnn mit dem von ihnen bekleideten öffentlichen Amte unvereinbar 
ist: seitdem ist die neuere staatsrechtliche Doktrin entstanden, welche dem 
nunmehrigen „Staatsdiencr" sobald er sein Amt unverschuldet, z. B. wegen 
dessen durch veränderte Zeitumstände herbeigeführten Eingehens verliert, 
ein Recht anf Beibehaltung seines Gehalts, oder doch mindestens, wo es 
an gesetzlichen Bestimmungen hierQber gebricht , eines ex aequo et bona zu 
bestimmenden Theiles desselben (Ruhegehalt, Pension) zuspricht '). Uebri- 
gens versteht es sich von selbst, dass von einem den Staatsdienern zu- 
stehenden Rechte der angegebenen Art immer nur da die Rede sein kann, 
wo es sich um feste, zum dauernden Staatsorganismus gehörige Aemter 
handelt. Dies wird namentlich anerkannt in dem Conclusum der Preussischen 
Gesetzkommission, bestätigt am 16. März 1787 '•'), indem hier bei der Aner- 
kennung jenes Entschädigungsanspruchs die Ausnahme beigefügt wird: 

es wäre denn , dass die Dauer des Postens durch die Natur des Ge- 
schäfts oder durch ausdrücklichen Vorbehalt auf eine gewisse Zeit einge- 
schränkt worden. 

Was aber nun diplomatische Posten anbetriift , so muss man hier offenbar 
Zweierlei unterscheiden: eigentliche diplomatische Aemter und besondere 
diplomatische Missionen. Die politische Bedeutung dieses Unterschiedes 
springt besonders dann in die Augen, wenn man berücksichtigt, wie der 
Erfahrung zufolge die grössere oder geringere politische Bedeutung der 
Staaten auch auf die Art und Weise, in welcher der diplomatische Verkehr 
mit andern Staaten besorgt wird , einzuwirken pflegt. 

a) In den Staaten von einer höheren völkerrechtlichen Bedeutung hat 
dieser Verkehr regelmässig einen sehr weit verzweigten Charakter ange- 
nommen ; er berührt die mannichfaltigsten Interessen und die grosse Fülle 
der damit verbundenen Geschäfte lässt sich dann auch ohne Aufwand sehr 
vieler Kräfte gar nicht bestreiten. Hier ist denn auch die Ausbildung eigener 
Beamten für diesen Zweck nöthig geworden. Wie sich jemand dem Justiz- 
oder Administrationsfathe widmen kann, so kann er auch die diplomatische 
Laufbahn wählen, d. h. sich dem Zweige des Staatsdienstes widmen, welcher 
die Unterhaltung des völkerrechtlichen Verkehrs zu seinem Gegenstande hat. 
Unleugbar gehören nun solche für diplomatische Zwecke angestellte Staats- 
diener zu den eigentlichen ordentlichen Staatsbeamten; ihre in der Regel 
an ein besonderes Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten geknüpften 
Stellen gehören selbst mit zu dem festen Staatsorganismus, in welchem sie 
durch die Namen von Legations - Secretairen , Räthen , Geheimen - Räthen 
n. 8. w. ähnlich abgestuft und in Rang und Gehalt berechtigt sind , wie die 

O Vgl. Gönner, deutsches Staatsrecht. §. 24t. 425. — Leist, deutsches Staats- 
recht. J. 42. 99 ff. — von Kamp Iz, über die Entschädigungsberechtigung der Staats- 
diener bei Aufhebung ihrer Stellen, in den Beiträgen zum Staats- und Völkerrecht. 
S. 148 ff. — Heffter, einige Bemerkungen über die Rechtsverhältnisse der Staalsdiener, 
in den Beiträgen zum deutschen Staats und FUrstenrecht. S. 428 ff. 

2) Kleins Annalen, Bd.). S. 301. 
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übrigen für gewisse Seiten des inneren Slaatslebens wirksamen Beamten. 
Insofern kommen also auch jenen diplomatischen Beamten ganz dieselben 
Rechte wie allen übrigen zu ; und eine Anerkennung dieses Verhältnisses hat 
in der Finalakte des Wiener Congresses von 1815, Art. 45. §. 5, Platz gefunden. 

Verschieden von einem solchen ordentlichen diplomatischen Amte ist aber 
dann die Mission von dergleichen oder auch andern Beamten an bestimmte 
Staaten oder Höfe. Sie hat stets die Matur einer veränderlichen , durch 
Verhältnisse, Zeit und Umstände bedingten Stellung und unterliegt also ähn- 
lichen Grundsätzen wie das Mandat oder Precarium , so dass selbst der be- 
sondere Gehalt, welchen sie z. B. als Ambassadeurs, als Envoyäs, als 
Minister -Residenten oder Geschäftsträger beziehen, nur als eine an die 
Zeitdauer ihrer Mission geknüpfte Remuneration betrachtet werden kann. 
Selbst der Unterschied der ordentlichen und ausserordentlichen Gesandten 
ist in dieser Hinsicht ohne Einfluss. Die ersteren unterliegen denselben Re- 
geln wie die letzteren. Kach der Ansicht der bewährtesten Lehrer des 
Staats- und Völkerrechts ist es als ganz unzweifelhaft anzusehen, dass die 
beiden Qualitäten des Staatsbeamten und des mit einer besonderen diploma.- 
tischen Mission beauftragten Gesandten in einer solchen Person getrennt 
werden müssen , und gerade mit Rücksicht auf einen Fall der vorausgesetzten 
Art, sagt Klübtr'): „In Hinsicht auf den Staat, welcher ihn sendet, ver- 
einigt ein Gesandter in seiner Person zwei Eigenschaften. Er ist Staats- 
beamter { ufßciatis publicut , admininler reip., fonclionnaire public.) de» 
Staates, welcher ihn sendet, und dessen Mandatar in Ansehung des ihm 
ertheilten Auftrages. In der letzten Eigenschaft handelt er im Namen des 
Staates mit demjenigen, an welchen er gesendet ist. Die erste Eigenschaft 
wird in der Regel als fortwährend betrachtet, die andere, ein besonderer 
Auftrag, als vorübergehend. Daher sind die gesand tsch aft liehe 
Würde und Funktion, selbst diejenigen eines ordentlichen 
Gesandten, nebst dem damit verbundenen Gehalt, wider- 
ruflich.« 

Mit der in der Natur der Sache begründeten Trennung des eigentlichen 
Staatsamtes und der einzelnen diplomatischen Mission hängt es dann auch 
weiter zusammen , dass der Staatsbeamte , welcher irgendwo einen gesandt- 
gchaftlichen Posten bekleidet halle, dann, wenn seine Abberufung als Ge- 
sandter erfolgt , der Regel nach in sein früheres amtliches Verhältniss zurück- 
tritt, und dies gilt nicht blos von solchen Gesandten, welche sich schon 
vorher in eigentlichen diplomatischen Staatsämtern befunden hatten, sondern 
auch von solchen, die in andern Zweigen des ordentlichen Staatsdienstes, 
z. B. in der Verwaltung, im Militair u. s. w. angesUllt gewesen waren. 
Auch hierüber ist die Praxis der einzelnen Staaten und die Aifsicht der 
Staatslehrer übereinstimmend '■')• 



1) EuropSist^hes Völkerrecht. Bd. I. i- <70. 

2) Vgl. KIttber, OeSenlliches Reclil des deutsclien Bunde« und der deulschen Bunde? 
Staaten. ;. 492. INote g. 
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b) In kleineren Staaten von einer geringem politischen Bedeutsamkeit 
hat sich in der Regel eine eigene Klasse oHentlicher diplomatischer Beamten 
nicht ausgebildet. 0er diplomatische Verkehr mit auswirtigen Staaten fliesst 
hier nicht in so regelmässigen BHhnen , er greift hier nicht so vielseilig in 
das ganze Getriebe des Staatslebens ein. Daher geschieht es bekanntlich 
häufig , dass ein kleinerer Staat die Besorgung seiner diplomatischen Ge- 
schäfte einem in der betreffenden Residenz accredittrten Gesandten einer 
anderen Macht , oder wohl gar einer sonst in der fremden Residenz domi- 
rilirten Privatperson anvertraut. Eine solche diplomatische Mission hat aber 
dann immer nur die Natur einer temporairen Dienstleistung. Von dieser 
Art ist aber offenbar die im vorliegenden Falle dem Kläger von Sr. Durch- 
laucht, dem Fürsten von S., übertragene Stelle eines Minister -Residenten 
am königl. Preuss. Hofe. Der Kläger hat kein ordentliches diplomatisches 
Amt jenes Fürstenthums in dem oben erörterten Sinne bekleidet ; er ist auch 
nicht zu einem fürstlichen Staatsbeamten in irgend einer andern Stellung 
ernannt worden.. Hätte eines von beiden stattgefunden, so würde er nach 
Aufhebung seiner Mission , den an jenes ordentliche Amt geknüpften Rang 
und Emoluniente fordern können. Da dieses aber nicht der Fall gewesen, 
so erscheint sein Dienst nur als eine gelegentliche Geschäflsbesorgung für 
einen fremden Fürsten , die jederzeit wieder aufgeheben werden kann. Das 
ganze Verhällniss ist lediglich aus dem Gesichtspunkte eines Mandats zu be- 
urtheilen, welches durch einseitige Revokation von Seiten des Handans ein 
Ende nimr.it '). Auch ändert es bekannten Grund.^ätzen zufolge bierin nichts, 
dass dem Kläger ein »alarium oder honorarium versprochen wurde, da ein 
solches Versprechen gemeinrechtlich mit dem Mandatsverhällniss wohl ver- 
einbar ist. 

Gleichgültig ist es auch in Beziehung auf den eigentlichen Rechlspunkt, 
dass dem Vorgänger des Klägers , General von L., sein Gehalt bei seiner 
Entlassung als lebenslängliche Pension belassen wurde. 

Nach der obigen Darstellung kann dies nur als ein Act der Gnade, 
nicht der rechtlichen Nothwendigkeit angesehen werden , und wie sehr auch 
den Kläger seine langjährige treue und geschickte Dienstleistung einer Er- 
kenntlichkeit würdig erscheinen lässt , so kann ihm doch ein Rechtsanspruch 
auf Forlbeziehung seines Gehaltes oder Auswerfung einer Pension nicht zu- 
gestanden werden. 

Auf die von dem Kläger hiergegen eingelegte Appellation erkannte die 
Juristenfakullät zu Halle in der Hauptsache bestätigend und fügte folgende 
Entscheidungsgründe bei; 

Der Anspruch des Klägers, dass ihm diejenige Besoldung, welche er 
als fürstlicher Minister - Resident am königl. Preussischen Hofe zur Zeit 
»einer Enthebung von diesem Posten bezog, auch ferner auf Lebenszeit 
sammt Verzugszinsen der rückständigen Beträge gezahlt werde, würde ohne 



t) }. 9. Intt. dt manittto (3, 27). — L. 15. Big. mauäali (17, 1). 
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Weiteres begründet sein , wenn der Kläger zu denjenigen Staatsdienem zu 
rechnen wSre, von welchem das 8. Kapitel des Landesgrnndgesetzes vom 
24. September 1841 handelt. Da nämlich der Kläger weder durch ein 
richterliches Urtheil zur Strafe, noch auch wegen unverschuldeter Dienst- 
unrähigkeit (ein Fall , den das Gesetz mit Stillschweigen übergeht), sondern 
lediglich aus Slaatsrücksichten , welche den durchlauchtigsten Landesherrn 
bewogen haben , die diplomatische Vertretung in Berlin ganz eingehen zu 
lassen , seines Postens enthoben worden ist , so würde er nach §. 79 sein 
volles Einkommen behalten müssen. Auf diese gesetzliche Bestimmung sich 
zu berufen, wird der Kläger dadurch nicht gehindert, dass dieselbe erst in 
Kraft getreten ist, als er längst die Stelle eines Minister -Residenten inne 
hatte , denn offenbar war die Normirung der Staatsdienerverhältnisse durch 
das Landesverfassungsgesetz, wie dies die Natur eines sogenannten orga- 
nischen oder Grundgesetzes mit sich bringt, so gemeint, dass damit sofort 
durchgreifende Regeln nicht blos für die in Zukunft anzustellenden, son- 
dern auch für die bereits im Amte befindlichen Staalsdiener gegeben sein 
sollten. Der Kläger kann seinen Anspruch deshalb nicht auf dieses Gesetz 
stützen, weil die von ihm bekleidete Stelle gar nicht zu den dort voraus- 
gesetzten Staatsdiensten gehört. 

Nach §. 69 sind als Staatsdiener zu betrachten : 

„ alle zu öffentlichen Zwecken angestellte Justiz - und Verwaltungsbeamte, 
„insbesondere auch Kammer- und Forstbeamte, sowie die beim Bundescon- 
„tingente angestellten Offiziere und Militairbeamten." 

Ein diplomatischer Posten ist unter keine von diesen Rubriken zu bringen, 
und die nun im Gesetze folgenden Bestimmungen sind mithin wenigstens 
ausdrücklich nicht dafür gegeben. Der das Kapitel schliessende §. 84 ver- 
ordnet zwar eine analoge Anwendung der Grundsätze, die hier entscheidend 
sein würden, auf Personen, welche der Legaldefinition zufolge zu den 
Staatsdienern nicht gehören , nämlich auf „ Patrimonialbeamte , Kirchen -, 
Scbuidiener, Aerzte, Sachwalter und ähnliche vom Staate Angestellte," allein 
auch hieher sind die Vertreter des Staates bei auswärtigen Mächten nicht zu 
stellen, weil sie als den namentlich Genannten ähnliche Personen nicht zu 
erachten sind. Es werden nämlich nur solche Personen hier genannt, welche, 
auch abgesehen von dem positiven Inhalt des §. 69, im engern Sinne des 
Wortes keine Slaatsdiener sind , weil sie entweder, wie die Patrimonial- 
beamten, vom Staate gar nicht unmittelbar angestellt werden, oder, wie 
die übrigen Bezeichneten , Funktionen auszuüben haben , welche zu den 
Attributen der eigentlichen Staatsgewalt gar nicht gehören. Die Minister- 
Residenten , wenn das Gesetz für sie mit berechnet gewesen wäre , hätten 
im §. 69 unter den wirklichen Staatsdienern ihren Platz gefunden. Der 
Grund ihrer Uebergehung ist darin leicht zu entdecken , dass das Gesetz 
überall nur solche Staatsdiener berücksichtigt , deren Dienst ein ständiges, 
in den Staatsorganismus eiugreifendes und zu den vollständig ausgebildeten 
Zweigen der Staasthfitigkeit gehörendes Amt ausmacht. Da nun die kleinen 
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deutschen Staaten ruclisichtlirh ilirer politischen Wirksatnkcit hnuptsSchlirh 
»uf ihre inneren Angelegenheiten gewiesen sind und in den völkerrechlllchen 
Verliehr regelmässig nicht direct , sondern durch Vermilleiung verbündeter 
Grossmächte eintreten , so fehlt das Bedürfniss , für die auswärtigen Ange- 
legenheiten eigene Behörden einzusetzen und ständige Aemter zu gründen. 
Die vorkommenden Geschäfte solcher Art werden , soweit sie nicht der 
Monarch selbst vollzieht, regelmässig von der höchsten Verwaltungsbehörde 
nebenbei besorgt. So wird es auch im Fürstenlhum S. gehallen , ein 
Umstand, der, wie sich hernach zeigen wird, für die Beurlheilung des 
vorliegenden Rechtsfalles von Einfluss ist. Es ist bisher festgestellt worden, 
dass der Kläger seinen Anspruch aus den positiven Satzungen des Landes- 
grundgesetzes nicht herleiten könne; von der andern Seile wird ihm aber 
wenigstens kein Recht dadurch genommen, welches er beim Erscheinen des 
Gesetzes bereits gehabt hat, oder unabhängig von demselben zu begründen 
vermag. 

Das Rechtsverhällniss des Klägers zu der fürstlichen Staatsregierung, 
aus welchem die libellirte Forderung gefolgert wird , ist durch das unter 
No. I. Bd. 5 der Akten der Klage abschriftlich beiliegende höchste Reskript 
vom 26. April 1833 entstanden. Es wird dadurch der Kläger zum fürstl. 
Minister -Residenten in Berlin ernannt, es wird ihm in dieser Eigenschaft 
die Besorgung der dortigen Angelegenheiten , soweit der Fürst nicht dazu 
einen besondern Deputirten nöthig finden sollte, übertragen , und endlich 
wird dr.für ein bestimmter Gehalt ausgesetzt. Hierauf beschränkt sich der 
relevante Theil des Inhalts; es ist insbesondere nicht gesagt, dass eine 
Dienstenthebung gar nicht oder nur unter Belassung des Gehalles stattfinden 
solle. Die Bestimmung des Gehaltes nach jährlichen Betragen rechtfertigt 
in keiner Weise den Schluss, dass das Verhältniss auf die ganze Lebens- 
dauer des Klägers berechnet gewesen sei ; es ist dabei die im gemeinen 
Leben z. B. auch bei Miethen und Darlehnen übhche Art, terminliche 
Leistungen ,von unbestimmter Dauer, unbeschadet der freien Kündbarkeit 
des zu Grunde liegenden Rechlsgeschäftes , quantitativ zu bestimmen, befolgt 
worden. Das ganze Reskript enthält keine den jetzigen Anspruch des Klä- 
gers gewährende Zusage , aber auch ebensowenig einen denselben a«s- 
scbliessenden ausdrücklichen Vorbehalt, lässt vielmehr den Punkt, worauf 
es hier ankommt, unberührt; es fragt sich mithin zuletzt noch, ob in Er- 
mangelung specieller Normen für den einzelnen Fall , die allgemeinen Rechts- 
regeln , welche das gegebene Verhältniss ergänzen und beherrschen , ein 
haltbares Fundament für die erhobene Klage bieten. 

Nach der in die Entscheidungsgründe zum vorigen Urtheil aufgenommenen 
Ausführung leidet es keinen Zweifel und ist übrigens auch unbestritten, dass 
hier nicht das Preussische, sondern das zur Zeit der Ernennung des Klä- 
gers in S. geltend gewesene Recht, also das gemeine deutsche, welches 
auch nach dem Erscheinen des Landesgrundgesetzes gerade für die jetzt 
obschwebende Frage als Subsidiarrecbt seine Geltung behalten bat , deii 
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Ausschlag gebe. Ein den vorliegenden Rechtsrall direkt entscheidendes Ge- 
setz ist für das gemeine Recht nicht vorhanden, ebensowenig hat sich bei 
schwankenden und wechselnden Ansichten der Rechtsgelehrten über den 
Begriff und die juristische AufTassung des Staatsdienstes ein festes , nach- 
weisbares , gleiehrörniiges Gewohnheitsrecht bilden können , die einschlagen- 
den Rechtssätze sind . daher aus den gegebenen Voraussetzungen durch 
wissenschaftliche Deduction zu entwickeln. Während nach einer sehr ver- 
breiteten Siteren Rechtsansicht alle Beamten , welche nicht ausdrücklich auf 
bestimmte Zeit oder auf Lebensdauer angenommen waren , nach den Regeln 
vom Mandat und Precarium für willkürlich absetzbare gehalten wurden , ist 
in neuerer Zeit die Regel aufgestellt worden, dass derjenige , welcher durch 
feste, nicht blos provisorische Verleihung eines ständigen Amtes unter die 
ordentlichen Staatsdiener aufgenommen worden sei, zwar wohl aus Staats- 
rttcksichten in ein anderes nach Rang und Art gleich oder höher stehendes 
Amt versetzt, auch wohl von allen Dienstfunktionen entbunden , jedoch ohne 
rechtlichen Grund seines Amtseinkommens weder ganz noch theilweise be- 
raubt werden dürfe. Die theoretische Begründung dieser Regel braucht 
hier nicht unternommen zu werden ; ihre praktische Geltung würde auf den 
Nachweis, dass sie in das allgemeine Recbtsbewusstsein übergegangen sei 
und bei den einzelnen Anstellungen auch ohne ausdrückliche Anerkennung 
stillschweigend vorausgesetzt werde, zu bauen sein. Käme die angeführte 
Regel dem jetzigen Kläger zu Statten, so würde dann für die Beurtheilung 
seines Falles weiter zu untersuchen sein , ob die durch eine Staatsverinderung 
veranlasste Aufhebung eines Amtes als ein rechtlicher Grund zur Ent- 
lassung des Beamten ohne jede oder wenigstens ohne vollständige Entschä- 
digung anzusehen sei; allein diese schwierige und controverse Frage wird 
dadurch abgeschnitten , dass die vom Kläger bekleidete Stelle unter die 
»tändigen Aemter im Sinne jener Regel nicht zu rechnen ist. Folgende 
Betrachtung macht dies klar. Es giebt Aemter, welche zwar insofern 
ständige zu nennen sind , als sie nach der bestehenden Verfassung ein un- 
entbehrliches Element des Staatsorganismus darstellen und ohne Verfassungs- 
änderung nicht eingehen können , die aber gleichwohl nicht unter die obige 
Regel fallen, weil gerade im Gegensatz zu derselben angenommen werden 
muss , der Amtsverleiber behalte sich bei jeder Besetzung den freien Rück- 
tritt stillschweigend vor. Wenn nämlich die damit verbundene Stellung von 
der Art ist, dass die Möglichkeit fortdauernder Amtsführung des angestellten 
an sich tauglichen Beamten von dem Amtsverleiher gar nicht garantirt. 
werden kann, so ist die Anstellung auch nicht als eine unwiderrufliche auf- 
zufassen. Dies gilt z. B. von den Ministern einer constitutionellen Monarchie. 
Wer einen solchen Posten annimmt, muss darauf gefasst sein, aus politischen 
Gründen , die nicht wie rechtliche Gründe von vornherein zu übersehen sind, 
entlassen zu werden. Hat sich ein solcher nicht den lebenslänglichen Ge- 
nuss seines Amtseinkommens, bezüglich eines Ruhegehaltes ausbedongen, 
oder kommt ihm nicht ein Landesgesetz zur Hülfe , oder hat er endlich nicht 
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einen anderweiten ordentlichen Staatsdienst, der einen Rückhalt gewährt, 
80 wird ihm nach der Entlassung der Stsiat auch nicht weiter verpflichtet 
bleiben. In gleicher Lage mit solchen Ministem belinden sich auch alle 
Vertreter des Staats im Auslande : sie müssen stets gewärtig sein, nicht blus 
bei politischen Veränderungen im eigenen, sondern auch in dem fremden 
Staate, bei dem sie beglaubigt sind, abberufen zu werden. Indessen 
auch abgesehen davon, dass bei dergleichen Stellen mehr, als bei anderen 
von der Politik unabhängigen , ein Wechsel des Personals im freien Ermessen 
der Staatsgewalt stehen muss, so sind diplomatische Missionen überhaupt 
nicht für ständige Aemter im oben angegebenen Sinne zu erachten. Selbst 
stehende Gesandtschaften , die bisher zur Vermittelung des ununterbrochenen 
Verkehrs mit befreundeten Staaten immer besetzt gewesen sind (und eine 
solche war allerdings die vom Kläger für den durchlauchtigsten Fürsten 
von S. verwaltete), kiinnen leichter ganz eingehen, als andere Aemter 
im Innern des Staates , auch gehören sie gar nicht zum eigentlichen Staats- 
organismus , sie können bei veränderten Verkehrsverhältnissen ohne die 
geringste Verfassungsänderung aufgehoben werden. Geschieht dies, so kommt 
dann, wie schon der vorige Richter hemerkt und der Kläger durch seine 
Appellationsdeduktion zu widerlegen nicht vermocht hat, für die rechtliche 
Stellung des Gesandtschaftspersonals zum Staate der Unterschied zwischen 
grossen und kleinen Staaten allerdings in Betracht. Grosse heissen hier, 
wie oben schon erinnert wurde , diejenigen , deren völkerrechtlicher Ver- 
kehr so bedeutend ist, dass die Diplomatie neben der Justiz und Verwaltung 
als ein selbstständiger entwickelter Zweig der Staatsthäligk' 't erscheint 
und auch im Lande , getrennt von den innern Angelegenheiten , durch be- 
sondere , hierfür eigens ausgebildete Beamte bearbeitet wird. Solche Staaten 
pflegen ihre Gesandtschaften mit Personen zu besetzen, welche noch eine 
anderweite amtliche Stellung im Lande haben und im Falle einer Abberufung 
oder Aufhebung des Postens in das vorige Verhältniss zurücktreten : ja selbst 
wenn Personen , die keinen anderweiten amtlichen Charakter haben , bei 
einer Legation angestellt werden , so hat doch der Staat mancherlei Ge- 
legenheit, sie eventuell in demselben Dienstfache, für welches sie ursprünglich 
berufen worden waren, anders zu verwenden. Es liesse sich hieraus wohl 
deduciren , dass eine nicht blos provisorische Anstellung bei einer stehenden 
Gesandtschaft eines grossen Staates zwar keinen Anspruch auf Belassung in 
diesen Posten verschaffe, wohl aber eine Aufnahme in den ordentlichen 
Staatsdienst involvire und die sichere Aussicht auf den dauernden Bezug des 
Gehaltes eventuell gegen Uebcrnahme eines andern Dienstes im diplomatischen 
Fache gewähre. In kleinen Staaten ist dem nicht so, und namentlich kann 
der Kläger, der ausser seinem Gesandtschaftsposten in einem Amtsverhältnisse 
zum Fürstenthum S. nicht gestanden hat , mit Grunde nicht behaupten, 
dass seine Ernennung zum Minister -Residenten in Berlin geeignet gewesen 
sei, ihm ohne ausdrückliche Verheissung die Aussicht auf eine dauernde 
Stellung unter den fürstlichen Beamten zu eröffnen. Die Staatseinriefatungen 
ZeiUchr, fUr StaaUtv. 1835. 2i Heft. 22 
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bieten för abberufene Gesandte, die eben nur fär diplomaliache Verrich- 
tungen berufen waren, keine angemessene demselben Fache angehörende 
Stellen dar. Nun ist doch gewiss nicht anzunehmen , dass ein Staat dieser 
Art durch die Ernennung eines Gesandten ^ch stillschweigend habe ver- 
pflichteB wollen, denselben für immer in Dienst zu nehmen, wenn vorher- 
zusehen ist, dass man bei einer vielleicht nöthig werdenden Abberufung die 
Dienste desselben nkht weiter gebrauchen könne und mithin alsdann die 
Besoldung umsonst auszahlen müsse. Wer einen solchen Posten annimmt, 
muss sich besonders vorsehen, oder er unterwirft sich stillschweigend den 
Consequenzen der Sachlage. Wenn gleichwohl des Klägers Vorgänger, General- 
major V n L. bei seiner Entlassung mit Pension in den Ruhestand versetzt 
worden ist, so kann darin nach vorstehender Ausführung nur eine freiwillig 
gegebene Anerkennung der Verdienste gefunden werden , welche dem Kläger 
nach dem unter VI-, der Klage beiliegenden Schreiben ebenfalls zu Theil 
geworden wäre, wenn es die gegenwärtig^ I'age des Staates und. seiner 
Kassen erlaubte. 

Sondershau^en. 

Staatsanwalt Keyser. 



